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Der Tessiner Freisinnige 
steht 2022 der  
Regierung vor. Der 
Aussenminister erklärt  
im Interview, warum  
er sich Sorgen macht  
um den Zusammenhalt  
der Eidgenossenschaft. 

CHRISTIAN DORER, 
SIMON MARTI (INTERVIEW) UND 
STEFAN BOHRER (FOTOS)

Der neue Bundesprä­
sident Ignazio Cassis 
verbrachte die Alt­

jahrswoche im Tessin – bis 
auf einen Tag: Da reiste er 
nach Bern für die Aufzeich­
nung seiner Neujahrsan­
sprache in allen vier Landes­
sprachen. Und für das Inter­
view mit SonntagsBlick. Es 
findet in seinem Sitzungs­
zimmer im Bundeshaus West 
statt. Er hat es unlängst neu 
schmücken lassen, der Auf­
trag an die Kunstzuständige 
des Bundes lautete: Farbe!

Herr Bundespräsident, 
Weihnachten ist vorbei, 
das neue Jahr hat 

begonnen. Wie haben Sie 
die Festtage verbracht?
Ignazio Cassis: Weihnach­
ten haben meine Familie und 
ich in Sessa bei meiner Mut­
ter gefeiert. Ganz traditio­
nell, mit vielen Gesprächen 
und zu viel zu essen und zu 
trinken. Silvester blieben 
meine Frau und ich auf­
grund der angespannten 
Corona-Situation zu Hause. 

Sie übernehmen den  
Vorsitz der Landes­
regierung mitten in einer 
historischen Krise. Mit 
welchem Anspruch treten 
Sie das Amt an?
Mein Anspruch an mich ist, 
bis Ende des Jahres enga­
giert und gesund zu bleiben. 
Die Sitzungen des Bundes­

«Ich se he zu 
viel Str eit 
und zu viel 
Intoler anz»

Bundespräsiden t Ignazio Cassis
Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser

Zeit und Ort sind schlecht gewählt. 
Es ist der 22. Oktober 1991 um 
drei Uhr morgens in einem Gebäu­

de der Europäischen Gemeinschaft in 
Luxemburg. Nach einer letzten Ver­
handlungsrunde mit den Repräsentan­
ten der EG treten die Bundesräte Jean-
Pascal Delamuraz und René Felber vor 
die Presse und erklären: Die Schweiz 
sei bereit, sich dem Europäischen 
Wirtschaftsraum anzuschliessen – der 
EWR sei jedoch nur eine Etappe auf 
dem Weg zur EG-Vollmitgliedschaft.  
Im Mai des folgenden Jahres sendet die 
Landesregierung das entsprechende 
Aufnahmegesuch nach Brüssel. Weitere 
sieben Monate später, am 6. Dezember 
1992, sagen dann aber 50,3 Prozent  
der Stimmenden Nein zum EWR. Der 
europapolitische Frühling ist vorbei.

Bislang herrschte in der Öffentlichkeit 
der Glaube, der Bundesrat habe sich in 
einem Anflug von Leichtsinn dazu hin­
reissen lassen, die Schweiz nicht nur  
in den EWR, sondern gleich auch in die 
heutige EU führen zu wollen. Es wurde 
sogar kolportiert, Wirtschaftsminister 
Delamuraz (FDP) und Aussenminister 
Felber (SP) hätten schlicht zu viel 
Alkohol intus gehabt, als sie in aller 
Herrgottsfrühe fern von Bern die 
Beitrittsbombe platzen liessen.

Nun endlich wissen wir es besser. Nach 
Ablauf der 30-jährigen Sperrfrist sind 
die Verhandlungsprotokolle der Landes­
regierung für jedermann einsehbar. 
Diese Dokumente zeigen: Die EG-
Option war im Siebnergremium über 
lange Zeit herangereift. Und wurde 
dort oppositionslos beschlossen.

Drei Tage vor dem Luxemburger Coup 
hatte der Gesamtbundesrat grünes 
Licht gegeben. Im Protokoll der Sitzung 
vom 19. Oktober 1991 heisst es: «Nach 
dieser neuen Generaldebatte beschliesst 
der Rat einvernehmlich und ohne 
Abstimmung, dem EWR-Vertrag zu­
zustimmen und die Herren Delamuraz 

und Felber zu ermächtigen, 
offiziell bekannt zu ge­

ben, dass sich der 
Bundesrat das Ziel 
des Beitritts der 
Schweiz zur EG 
gesetzt hat.»

Ja, es stimmt: Arnold 
Koller (CVP), Otto 

Stich (SP) und Kaspar Villiger (FDP) 
waren keine EG-Enthusiasten. Die drei 
Magistraten liessen ihre Vorbehalte ge­
gen diese supranationale Organisation 
nach aussen gerne durchblicken. Doch 
als es darauf ankam, trugen sie das Ja 
zur EG-Zugehörigkeit mit.

Warum muss uns diese alte Geschichte 
im Jahr 2022 interessieren?

Zur Debatte über den EWR gehörte 
alles, was unserer Landesregierung 
heute noch Kopfschmerzen bereitet. 
Zum Beispiel die Angst vor Souverä­
nitätsverlust und fremden Richtern. 
Wiederholt beklagten die sieben Depar­
tementsvorsteher 1991, die Schweiz 
würde als EWR-Mitglied zur Befehls­
empfängerin Brüssels degradiert. Je 
länger man diskutierte, desto weniger 
akzeptabel erschien dies. Der Bundes­
rat wollte mitentscheiden, nicht 
Nachvollzug betreiben. Deshalb die 
Ankündigung des EG-Beitritts: Sie war 
eine klassische Flucht nach vorn.

Als Alternative zum EWR wurde 1991 
ebenfalls darüber nachgedacht, die 
Beziehungen zu Brüssel mittels «paral­
leler bilateraler Verträge» zu regeln – 
genau so wie das heute gemacht wird. 
Allerdings ging man damals ganz 
selbstverständlich davon aus, dass auch 
der bilaterale Weg die Schweiz über 
kurz oder lang in die EG führen würde.

Während dieser Zusammenhang hier­
zulande allmählich in Vergessenheit 
geriet, hat die EU den bilateralen Weg 
bis vor kurzem immer genau so ver­
standen: als Vorstufe zum Vollbeitritt. 
Es kommt nicht von ungefähr, dass 
Brüssel den Ton gegenüber Bern im 
Sommer 2016 verschärfte – just in dem 
Moment, als die Schweiz das Aufnahme­
gesuch von 1992 offiziell zurückzog.

1991 präsentierte sich die Situation für 
den Bundesrat fast unmöglich. Und ja, 
die Europafrage führte zu schweren 
Zerwürfnissen zwischen einzelnen 
Regierungsmitgliedern. Doch die Per­
spektive eines EG-Beitritts liess damals 
immerhin einen Ausweg erahnen. 

2022 ist die Situation nur noch  
unmöglich.

 Den Artikel von Simon Marti über die  
Verhandlungen des Bundesrats 1991 finden  
Sie auf den Seiten 16 bis 18

Gieri Cavelty
Chefredaktor

@gieri_cavelty

Einen guten Start ins Jahr 2022 
wünscht Ihnen Gieri Cavelty
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rats gut zu leiten, das klingt 
erst einmal banal. In Tat und 
Wahrheit ist es eine schwie­
rige Aufgabe. Die Gruppen­
dynamik spiegelt die unter­
schiedlichen Mentalitäten 
und politischen Ansprüche. 

Und Ihr Anspruch an  
den Bundesrat?
Das Gremium darf nicht 
coronamüde werden. Wir 
erleben auch eine Krise der 

Nerven, das gilt für die 
politischen Organe genau­
so wie für die Bevölkerung. 
Auch im Parlament spüre 
ich diese Anspannung.

Auch im Bundesrat?
Wir müssen aufpassen, dass 
das Gremium nicht zu sehr 
strapaziert wird mit Pro­
blemen, die auch die Ver­
waltung lösen kann. Der 
Bundesrat muss fit bleiben, 
um sich den strategischen 
Aufgaben zuzuwenden. 

Wie oft sind Sie in  
diesen Tagen mit den 
Bundesrätinnen und 
Bundesräten in Kontakt?
So oft wie nötig. Wir ver­
folgen die Lage ganz genau 
und sind jederzeit bereit, 

eine Sitzung anzusetzen, 
ob nun physisch oder vir­
tuell. So hat sich der Bun­
desrat zum Beispiel an 
Silvester an einer Telefon­
konferenz über die aktuelle 
Lage informieren lassen.

Mit Ihnen ist jetzt ein Me-
diziner Bundespräsident. 

Werden Sie die Aufgabe 
anders angehen als Ihre 
Vorgänger?
Ich habe andere Sensibi­
litäten, aber die Führung 
des Landes erfolgt unab­
hängig vom beruflichen 
Hintergrund des Bundes­
präsidenten. Er hat keine 
Macht, um den Kurs alleine 

zu bestimmen. Aber was 
stimmt: Ein naturwissen­
schaftliches Gehirn tickt 
wohl anders als zum Bei­
spiel das Gehirn eines An­
walts oder einer Betriebs­
wirtschafterin. 

Wie zeigt sich das?
Meine Mitarbeiter sagen, 
mein Gehirn funktioniere 
wie das Programm Excel 
und nicht wie Word. Ich 
stütze mich gerne auf Fak­
ten und Beweise, brauche 
Verknüpfungen und Daten. 
Ich bin Arzt und kann mit 
Behauptungen und Ver­
mutungen wenig anfangen, 
auch wenn sie zur Politik 
gehören.

«Ich se he zu 
viel Str eit 
und zu viel 
Intoler anz»

Bundespräsiden t Ignazio Cassis

Bitte umblättern

Bundespräsident Ignazio Cassis mit dem 
Chefredaktor der Blick-Gruppe, Christian Dorer, und

SonntagsBlick-Journalist Simon Marti (v. r.).

Neuer Bundespräsident
Ignazio Cassis steht in diesem Jahr 

der Landesregierung vor. 

Sonntags- 
Frage

Bitte schreiben Sie an:  
Redaktion SonntagsBlick,  
Dufourstrasse 23, 8008 Zürich  
Per E-Mail an:  
leserbriefe@sonntagsblick.ch

Wird 2022 
ein gutes Jahr?

?



4  2022

Persönlich

Dann testen wir die Excel-
Tabelle: Die Omikron-
Variante ist hoch anste-
ckend, die Schweiz steuert 
auf 20 000 Ansteckungen 
pro Tag zu. Was erwarten 
Sie in den kommenden 
Wochen?
Eine weitere Verbreitung 
des Omikron-Virus, bis es 
die anderen Varianten ver-
drängt hat. Andere Länder 
haben diese Entwicklung 
bereits durchgemacht. Die 
Geschichte der Medizin 
zeigt: Epidemien erschei-
nen und verschwinden am 
Ende meist mit hoch in
fektiösen Viren, die aber  
zu milderen Erkrankungen 
führen. Biologisch gesehen 
ist es so, dass die Viren ja 
nicht die Menschen töten 
wollen, von denen sie sich 
ernähren. Das wäre sonst 
auch ihr Tod.

Also ein guter Verlauf?
Wir müssen aufpassen. 
Oberstes Ziel ist es, die Spi-
talinfrastruktur nicht zu 
überlasten und die Mor
talität tief zu halten. Dazu 
müssen wir noch mehr imp-
fen und boostern. Wenn 
aber eine klinisch schwache 
Variante eines Virus kommt 
und sich verbreitet, ist das 
aus medizinischer Perspek-
tive tatsächlich nichts 
Schlechtes.

Das tönt mittelfristig 
positiv. Aber was ist 
kurzfristig? Anfang 
Woche warnte der Kanton 
Luzern, dass die Triage 
absehbar sei, also der 
Entscheid, wer noch ein 
Intensivbett bekommt. 
Das klingt nicht nach 
Entspannung, und doch 
verzichtet der Bundesrat 
auf weitere Massnahmen.
Kurzfristig müssen wir eine 
Überlastung der Intensiv-
stationen verhindern. Stand 
heute ist die schweizweite 
Belegung der Intensivsta
tionen mit circa 80 Prozent 
– die Hälfte davon Corona-
Patienten – noch zu mana-
gen. Das kann sich auf-
grund der raschen Ausbrei-
tung aber rasch ändern. 

Aber eine Belegung von 
80 Prozent ist doch 
nicht wenig. Da bleibt 
doch kaum Spielraum. 
80 Prozent ist eine gewöhn-
liche Belegung. Nimmt sie 
zu, muss man diese Betten 

für die schwereren Fälle 
reservieren. Die Schwierig-
keit der Triage erleben Me-
diziner auf Intensivstatio-
nen jeden Tag.

Das hilft den Patienten 
mit schweren Verläufen 
wenig. 
Verstehen Sie mich recht, 
das tut weh, dass trotz der 
Impfmöglichkeit so viele Pa-
tienten ein Spitalbett benö
tigen. Die allermeisten Fälle 
wären ja auch zu verhin-
dern, denn es handelt sich 
dabei fast immer um unge-
impfte Personen. Immerhin 
ist es heute so, dass die we-
nigsten sterben, die meisten 
kehren gesund nach Hause 
zurück. Aber für die Gesell-
schaft – und insbesondere 
für das medizinische Perso-
nal – ist diese Situation eine 
grosse Belastung.

Also könnten mit 
mehr Intensiv-
betten gar nicht 
mehr Menschen 
gerettet werden?
Wir können in der 
Schweiz die Kapazi-
täten steigern, sollte 
dies nötig werden. 
Im Moment ist das 
aber nicht der Fall. 
Lokale Engpässe wie 
in Luzern oder an
deren Orten kann es 
geben, doch hier 
kommt die interkan-
tonale Solidarität 
zum Tragen, wie in 
der ersten Welle. 
Und wir sind jeder-
zeit bereit, auch mit 
Bundesmitteln wie dem 
Zivilschutz oder der Armee 
darauf zu reagieren. 

Müsste im schlimmsten 
Fall der Impfstatus 
berücksichtigt werden  
bei der Verteilung von 
Intensivplätzen?
Wir sind heute nicht so 
weit, und ich glaube nicht, 
dass wir an diesen Punkt 
kommen werden. Die Impf-
quote steigt, wenn auch 
leider nur langsam.

Die vergangenen Monate 
haben in der politischen 
Auseinandersetzung zu 
einer Verhärtung geführt. 
Wie haben Sie den rauer 
werdenden Umgang  
erlebt?
Ich bin besorgt um den 
Zusammenhalt der Schweiz. 
Ich sehe zu viel Streit und zu 

viel Intoleranz gegenüber 
Andersdenkenden. Das ist 
Ausdruck einer zunehmen-
den Polarisierung. Wir sind 
uns das nicht gewohnt, die 
Schweiz beruht auf Tole-
ranz und Vielfalt. Und wenn 
wir diese Vielfalt nicht mehr 
als Reichtum, sondern als 
Bedrohung wahrnehmen, 
haben wir ein Problem in 
unserer politischen Kultur. 
Auch deswegen wird die 
Vielfalt ein zentrales Anlie-
gen meines Präsidialjahres. 

Welche Erfahrungen  
machen Sie persönlich ?
Die Zahlen zeigen, dass 
Drohungen und Anfein-
dungen stark zugenommen 
haben. Das betrifft auch 
uns Bundesräte. Deshalb 
wurden die Schutzmass-
nahmen verstärkt. Eine 
wirkliche Gefahr habe ich 

aber zum Glück noch nie 
verspürt. Man merkt, es 
gibt Leute, die einen nicht 
mögen, die sich lustig ma-
chen. Wenn man früher 
dachte, der Bundespräsi-
dent oder ein Magistrat sei 
ein Löli, hat man ihm das 
nicht ins Gesicht gesagt. 
Heute fühlen sich manche 
dazu legitimiert. Beson-
ders in den sozialen Me
dien fliesst das Gift.

Ist das eine Folge der 
Pandemie?
Das hat mit Corona zu tun, 
aber nicht nur. Der Hinter-
grund ist ein Epochen
wechsel. Wir leben in einem 
Übergang hin zu einer 
neuen Ära: künstliche In
telligenz, Digitalisierung, 
Industrie 4.0. Das macht 
vielen Leuten Angst. Und 
dann kommt noch eine Pan-
demie hinzu. Da verlieren 
manche den Kompass. 

Was kann man dagegen 
tun? 
Respekt haben und zuhö-
ren. Auch den Ungeimpf-
ten. Sonst können diese 

Menschen sich nicht in ih-
rer Meinung bewegen. Dro-
hungen wie ein Impfobli
gatorium helfen da im 
Moment nicht. Nur darf 
man ihnen auch nicht zu 
verstehen geben, dass nur 
ihre Freiheit alleine zählt. 
Meine Freiheit hört dort 
auf, wo Ihre beginnt. Das 
haben wir über Generatio-
nen vererbt. Plötzlich ist 
dieses Gefühl fragil. 

Ist der Blick eines  
Tessiners auf Fragen der 
Vielfalt ein schärferer  
als derjenige eines 
Deutschschweizers?
Bei solchen Vergleichen bin 
ich sehr vorsichtig. Mein 
Blick ist ein anderer, sicher. 
Und darauf bin ich stolz. 

24 Jahre ist es her, dass 
mit Flavio Cotti zuletzt 
ein Tessiner Bundes
präsident war. 
Das ist eine Generation. Eine 
Generation, die sich immer 
fremder fühlte im eigenen 
Land und deshalb heute be-
sonders stolz ist, dass wieder 
ein Vertreter aus der italie

Fortsetzung von Seite 3

Ignazio Cassis 
mag Farben – ob 
im Wohnzimmer
oder im Büro. 

Fast ein Vierteljahrhundert 
musste die italienischsprachige 
Schweiz warten, nun stellt sie 
mit Ignazio Cassis wieder den 
Bundespräsidenten. Der Vor-
steher des Aussendeparte-
ments (EDA) wurde 1961 in 
Sessa TI geboren und schlug als 
Arzt erst eine Karriere abseits 
der Politik ein. Ab Mitte der 
90er-Jahre amtete Cassis als 
Tessiner Kantonsarzt. Im Som-
mer 2007 rutschte er in den 
Nationalrat nach. Von 2015 bis 
zu seiner Wahl in den Bun-
desrat zwei Jahre später prä-
sidierte er die FDP-Fraktion.

«Für das  
medizinische 
Personal ist 
diese Situation 
eine grosse 
Belastung»



AKTUELL
2. Januar 2022   5

nischen Sprachgemein­
schaft Bundespräsident ist. 

Was werden Ihre Akzente 
sein?
Um der Vielfalt mehr Ge­
wicht zu geben, möchte ich 
zwei Sitzungen des Bundes­
rats extra muros und zwar 
in Genf und im Val Müstair, 
ganz im Westen und ganz 
im Osten abhalten. Weiter 
möchte ich Minderheits­
sprachen fördern, zum Bei­
spiel durch die Weiterfüh­
rung der rätoromanischen 
Woche und die Unterstüt­
zung der italienischen Wo­

che. Diplomatische Besu­
che sollen zudem nicht nur 
in Bern oder Genf stattfin­
den, sondern auch in klei­
neren Städten im ganzen 
Land, wo die Aussenpolitik 
wenig präsent ist. 

Ist das Bundespräsidium 
für Sie auch eine Platt-
form für die Erneuerungs-
wahlen 2023?
Das spielt für mich keine 
Rolle. Ich will mein Amt gut 
ausüben und dabei auch 
Freude haben. Parteipoliti­
sche Kalküle und Rankings 
sind mir weniger wichtig. 

Aber Sie treten 2023 
nochmals an?
Darüber zu sprechen, ist 
verfrüht. Die Pandemie hat 
gezeigt, wie volatil vieles 
ist. Zwei Jahre sind da sehr 
weit weg.

Ihre Freude ist aber  
noch da?
Sehr sogar!

Wobei das Europa-Dossier 
keine Freude bereitet. EU-
Kommissar Sefkovic hat 
der Schweiz ein Ultima-
tum gestellt, bis zum 
Treffen am WEF einen 
Fahrplan vorzulegen,  
wie die offenen Fragen 
angepackt werden sollen. 
Verschiebt sich dieses 
Ultimatum zusammen  
mit dem WEF auf den 
Frühsommer?
Es gibt kein Ultimatum. Die 
Schweiz funktioniert nicht 
so. 

Aber offenbar die EU. 
Diese Woche hat Sefcovic 
erklärt, dass Brüssel  
dringend wissen müsse, 
ob die Schweiz ernsthaft 
verhandeln wolle.

Es ist nicht unsere Auf­
gabe, der EU zu sagen, wie 
sie kommunizieren soll. 
Dass die EU klare Forde­
rungen hat, ist seit fünf­
zehn Jahren bekannt. Vor 
sieben Jahren begann die 
Schweiz, diesen Forderun­
gen mit einem institutio­
nellen Rahmenabkommen 
entgegenzukommen. Bis 
der Bundesrat im Mai ein­
sehen musste, dass dieser 
Weg innenpolitisch ein zu 

grosser Schritt war. Jetzt 
wird ein neuer Weg ge­
sucht.

Wie könnte der  
aussehen?
Wir wollen der EU entge­
genkommen, werden aber 
nicht alle Forderungen er­
füllen. Wir sind ja nicht Mit­

glied der EU. Aber wie die 
EU haben auch wir ein In­
teresse an guten gegen­
seitigen Beziehungen.

Fühlen Sie sich vom 
Bundesrat alleingelassen, 
weil alle froh sind, dass 
Sie sich mit dieser heissen 
Kartoffel herumschlagen 
müssen?
Jedes Departement hat 
seine Herausforderungen. 
Dieses Dossier ist seit Jah­

ren schwierig, 
was mit ein 
Grund für den 
Rücktritt meines 
Vorgängers war. 
Das Thema der 
Beziehungen mit 
unseren Nach­
barn hat uns seit 
dem Anbeginn 
der Schweiz be­

gleitet und wird uns immer 
begleiten. Wir haben im­
mer Wege gefunden in un­
serem Verhältnis mit Euro­
pa. Wie bei der Pandemie 
sollten wir nicht in Panik 
verfallen, sondern uns mit 
Ruhe und Selbstbewusst­
sein der Situation anneh­
men. l

«Wir wollen  
der EU entge­

genkommen, aber 
nicht alle Forde­
rungen erfüllen» 

Abfahrt um 18.48 Uhr: 
Das neuste Bundesratsfoto
schlägt den Bogen zur 
Gründung des modernen 
Bundesstaats. 

2017 wählte die 
Bundesversammlung
Ignazio Cassis in den Bundesrat.

Im vergangenen Dezember 
erfolgte die Wahl 

zum Bundespräsidenten. 

Das heikelste Dossier 
des Aussenministers: Cassis und 

EU-Vizepräsident Maros Sefcovic.
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